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K o m m e n t a r : 

W e r n e r  A .  P e r g e r

I
nmitten der Krise gewinnt ein 
inzwischen nicht mehr ganz fri-
scher Fragenkatalog neue Aktua-
lität: Wie wollen wir leben? Was 

macht uns glücklich? Worin besteht 
Fortschritt? Ein neuer Fernseher ist es 
nicht, die Traumreise auch nicht, das 
Geld auf der Bank schon gar nicht. So-
zialpsychologische Forschungen mel-
den von überall Vergleichbares: Was 
Menschen zufrieden macht, sind eine 
intakte Partnerschaft, ein guter Job, 
soziale und wirtschaftliche Sicherheit, 
persönliche Gesundheit, eine funktio-
nierende Nachbarschaft und gute öf-
fentliche Dienstleistungen. Der ganz 
normale menschliche Glücksindex.

Aber wie misst man das: Glück? 
Wie weiß man, ob die politische Füh-
rung zum Wohlbefinden ihrer Bür-
ger wirklich beiträgt? Oder ob sie die 
Unzufriedenheit fördert? Eines steht 
fest. Das berühmt-berüchtigte Brut-
toinlandsprodukt, das der Welt seit 
Jahrzehnten als Kompass der Natio-
nalökonomien dient, berichtet nichts 
darüber. Es zählt zusammen, was im 
Land an Gütern produziert und an 
Dienstleistungen erbracht wird. Je 
mehr, desto besser. Je weniger, desto 
schlimmer. Basta. 

Das könnte ein Irrtum sein. Inter-
national gewinnt die Einsicht an Bo-
den, dass die Kategorie „Glück“ – oder 
besser „Zufriedenheit“ – mehr als eine 
Privatsache ist. Sie ist auch eine öf-
fentliche Aufgabe. Ob sie erfüllt wird, 
müsste mindestens so akribisch unter-

sucht werden wie die Frage, was in ei-
nem Land gekauft und verkauft wird. 
Wie wohl fühlen sich die Bürgerin und 
der Bürger, wie sicher, wie gerecht be-
handelt? Wo die öffentliche Zufrieden-
heit abnimmt, wo der Unmut wächst, 
dort ist die Krise des Systems nicht 
fern. Experten sagen uns, in den Jah-
ren vor den politischen Aufständen in 
Tunesien und Ägypten war die Unzu-
friedenheit mit den alltäglichen Zu-
ständen gewachsen. Und es ist eine 
Binsenweisheit, dass die Erfolge der 
Populisten in den europäischen De-
mokratien und die Ablehnung der eta-
blierten Parteien nicht mit den BIP-
Steigerungsraten zusammenhängen. 

Wie also misst man die innere Ver-
fassung von Gesellschaften, die Stim-
mung der Menschen und deren sub-
jektive Lebenslage? Was ist als Kom-
pass geeignet, wenn das BIP mit sei-
ner rein quantitativen Methode davon 
nichts mitkriegt und keine soziale 
Alarmfunktion erfüllt? 

In der Welt der modernen Wirt-
schafts- und Sozialstatistik, der Al-
ternativökonomieaktivisten, der Öko-
logie- und Nachhaltigkeitsexperten 
in allen Parteien und Verbänden wird 
darüber seit langem debattiert. Dass 
das BIP als Kompass ausgedient hat, 
ist da keine Neuigkeit mehr. In der 
Tat: BIP ist altes Denken, noch nicht 
überflüssig, aber unzuverlässig und 
blind für alle qualitativen Fragestel-
lungen. Die Palastwachen dieses al-
ten Denkens haben sich im Abwehr-
kampf gegen alle Änderungen bis-
her allerdings erfolgreich geschlagen, 
siehe die Ergebnisarmut des jüngs-
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Kommentar  Kärnten�

Was lehrt uns das Geständnis 
des Dietrich Birnbacher?
F L o r i a n  K l e n k

E r hatte die Tat stets bestritten. 
Er hatte von einem angemesse-

nen Honorar gesprochen. Wer ihm 
Kriminelles unterstellte, musste mit 
Klagen rechnen. Nun hat der Villacher 
Hypo-Gutachter Dietrich Birnbacher 
doch noch gestanden. Die sechs (ur-
sprünglich zwölf) Millionen Euro Be-
raterhonorar, die ihm Jörg Haider und 
ÖVP-Chef Josef Martinz zuschanzten, 
seien völlig unangemessen gewesen. 
Er rechnete damit, einen Teil an die 
Parteien abzugeben. 

Was lehrt uns der Fall Birnbacher? 
Erstens: Es ist durchaus sinnvoll, 
Strafverfahren mit ungewissem Aus-
gang in den Gerichtssaal zu verlagern 
und sie nicht schon vorab hinter den 
Polstertüren der Staatsanwaltschaft 
abzuwürgen, wie dies im Ortstafel-
Fall bei Gerhard Dörfler der Fall war. 
Die Dynamik eines öffentlichen Tribu-
nals ist nicht zu unterschätzen. Auch 

im U-Ausschuss war das zu beobach-
ten. Dort hatte ein ehemaliger Kabi-
nettschef Karl-Heinz Grassers sein 
Gewissen erleichtert. 

Zweite Lehre: Die Staatsanwalt-
schaft muss mit geständigen Beschul-
digten erst umzugehen lernen. Der 
Staatsanwalt kritisierte Birnbachers 
Geständnis sogleich als zu wenig 
weitreichend. 

Das Einbekennen von Schuld ist 
ein Akt, der Respekt verdient. Damit 
wird der höchste Wert eines Strafpro-
zesses, die öffentliche Aufklärung, be-
fördert. Dietrich Birnbacher kommt 
angesichts der veruntreuten Summe 
vermutlich nicht mit einer bedingten 
Strafe davon. 

Aber er verdient – auch im Hinblick 
auf sein Alter – einen milden Straf-
vollzug. Sein Verhalten muss gewür-
digt, das seiner leugnenden Mittäter 
im Falle einer Verurteilung streng be-
straft werden. Nur so wird die Omer-
tà in diesem Land bekämpft. � F

K L A U S  N Ü C H TERN  

V or 25 Jahren erschien ein legen-
däres Cover des Satiremagazins 

Titanic: Man sah Johannes Paul II. mit 
gerafftem Talar hinter einem Schaf, 
das „Der Papst kommt schon wie-
der“ mähte, während ebendieser ju-
belte: „Ich komme schon wieder.“ Auf 
witzige und dank F.K. Waechters sou-
veränem Strich auch elegante Weise 
machte es sich eher über die Papst-
besuchseuphorie lustig, als dass es 
den obersten Hirten ernsthaft sodo-
mitischer Neigungen geziehen hätte. 
Die Fotomontage von Papst Benedikt 
XVI. mit urin- und kotbeflecktem Ta-
lar, wegen der letzte Woche eine Un-
terlassungsklage gegen Titanic erwirkt 
wurde, lässt solche Qualitäten vermis-
sen. Die Titelzeile „Die undichte Stel-
le ist gefunden“ spielt auf „Vatileaks“ 
an, um den Papst anpinkeln zu kön-
nen. Das ist aber keine Satire, sondern 
nur geschmackloser Tabubruch. � F

Glosse Humorkritik �

Panik auf der Titanic: 
Wie komisch ist ein 
inkontinenter Papst?  

B e n e d i k t  N a r o d o sl  a wsk   y

R ichard Lugners Plan ist fürs Ers-
te gescheitert. Der Baumeister 

hatte vor einem Jahr gefordert, sein 
Einkaufszentrum auch sonntags auf-
sperren zu dürfen. Das Verbot der 
Sonntagsöffnung verstoße gegen das 
Grundrecht auf freie Erwerbstätig-
keit, glaubte Lugner, deshalb müsse 
es fallen. Nun hat der Verfassungsge-
richtshof (VfGH) entschieden: Nein, 
das passt schon so mit dem Verbot am 
siebten Tag, alles rechtens.

Die Entscheidung war nicht abseh-
bar, Lugner hatte gute Argumente in 
die Waagschale geworfen. Ein Gutach-
ten des renommierten Verfassungsju-
risten Heinz Mayer beispielsweise: 
Je mehr Berufsgruppen am Wochen-
ende werken, desto schwerer sei das 
Sonntagsverbot im Handel aufrecht-
zuerhalten. Ärzte, Wirte, Taxler, Kar-
tenabreißer im Kino – sie alle müssen 
sonntags arbeiten. Also warum gerade 
Handelsangestellte nicht?

Die Hoteliervereinigung legte mit 
einer Umfrage nach: Touristen würden 
mehr Geld in Wien lassen, wenn sie 
am Sonntag einkaufen könnten; eini-
ge von ihnen würden deshalb sogar ei-
nen Tag anhängen.

Die Lobbyisten propagieren die 
Sonntagsöffnung als Win-win-win-
win-Situation: mehr Umsatz für Ge-
schäftsbetreiber. Die Angestellten 
würden sich freuen, weil sie sonntags 
den doppelten Stundenlohn bekom-
men würden. Touristen gefiele Öster-
reich noch besser. Und den Kunden 
bringe es schließlich mehr Gemütlich-
keit. Shoppen an jedem Tag, so wie 
es in anderen EU-Ländern längst üb-
lich ist. Die Welt dreht sich, sie wird 
flexibler.

Der Sonntag hat sich in Öster-
reich trotzdem als Tag des kollekti-
ven Durchschnaufens gehalten. Er holt 
die Gesellschaft aus ihrem stressigen 
Alltag, er gibt ihr Ordnung. Familie 
und Freunde – am Sonntag finden sie 
Zeit füreinander. Weil sie alle gleich-
zeitig freihaben.

Der VfGH hat entschieden, dass 
der Sonntag für die Gesellschaft zu 
wertvoll ist, um ihn dem Mammon 
zu opfern: Das Grundrecht auf freie 
Erwerbstätigkeit kann eingeschränkt 
werden, weil daran ein öffentliches 
Interesse besteht. Laut Gewerkschaft 
sind eine halbe Million Menschen im 
Handel beschäftigt. Hätte der VfGH 
anders entschieden, wäre das ein er-
heblicher Einschnitt ins österreichi-
sche Gefüge gewesen.

Österreich wird weiterhin am sieb-
ten Tag ruhen. Wer sonntags über die 
sonst so geschäftige Mariahilfer Stra-
ße spaziert, erlebt ihre schöne zweite 
Seite. Sie zeigt den charmanten Zau-
ber des stillen Wiens. Würde die Ho-
teliervereinigung das als Werbepoten-
zial erkennen, würden einige Touris-
ten wohl bis Sonntag bleiben. � F

Kommentar Sonntagsöffnung�

Recht sei Dank wurde 
der Sonntag nicht Gott 
Mammon geopfert
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Sind wir reich oder      sogar glücklich?
Das Bruttoinlandsprodukt hat ausgedient: Der Westen       sucht einen neuen Kompass der Wachstumsgesellschaft

ten Nachhaltigkeitsgipfels „Rio+20“ 
der Vereinten Nationen. Nun aber, 40 
Jahre nach dem Erscheinen des alar-
mierenden Berichts des Club of Rome 
über die „Grenzen den Wachstums“, 
kommt anscheinend doch Bewegung 
in die Szene. 

Treibende Kräfte sind dabei, ne-
ben privaten Stiftungen, NGOs und 
Wissenschaftlern der Green Econo-
my, die Europäische Union und die 
OECD. Die EU hat ihr eigenes Pro-
gramm dazu entwickelt (e-frame), 
ein Rahmenprojekt zur Messung von 
Fortschritt, die OECD in Paris startete 
vor einem Jahr ihre Better-Life-Initia-
tive zur Förderung von „besserer Poli-
tik für besseres Leben“. 

Ende Juni veranstalteten EU und 
OECD in Paris eine Tagung über das 
Leben nach dem BIP mit der Frage 
nach praktikablen Methoden der Be-
rechenbarkeit von Wohlbefinden und 
gesellschaftlichem Fortschritt. Klar 
ist, dass die Parole nicht lauten kann: 
Das BIP ist tot, es lebe das BIP. Das 
Neue, das Akteuren in Politik, Wirt-
schaft, Wissenschaft und Zivilgesell-
schaft die verloren gegangene Orien-
tierung wiedergibt, ist noch nicht defi-
niert. Und das BIP, wie abgenützt auch 
immer, sorgt vorläufig noch dafür, dass 
man quantitative Vergleichszahlen zur 
Verfügung hat. 

Auch der umfangreiche Bericht der 
Kommission von Joseph Stiglitz hat 
noch keinen neuen Kompass entwor-
fen. Allerdings gibt der Bericht dieser 
prominent besetzten Kommission, die 
vom konservativen Präsidenten Sar-
kozy berufen worden war, der Debatte 

einen kräftigen Impuls. Er ist aus der 
internationalen Debatte nicht mehr 
wegzudenken. Danke, Sarko! Inzwi-
schen hat sich auch der konservative 
britische Premier David Cameron des 
Themas bemächtigt. Die konservative 
kanadische Regierung lässt im Inter-
net über den „Canadian Index of Well-
being“ diskutieren und lieferte einen 
ersten Bericht darüber an die Pariser 
Konferenz. Der konservative finnische 
Regierungschef hat seine Indikatoren-
expertin nach Paris geschickt, die dort 
von ihren frustrierenden Erfahrungen 
mit der Lernunwilligkeit der BIP-fi-
xierten Politiker berichtete. 

Was auffällt: Die europäischen So-
zialdemokraten haben sich auf dem 
Feld bisher nicht profiliert. Ein his-
torischer Zufall oder Zeichen finaler 
Erschöpfung? In Paris hat der öster-
reichische OECD-Botschafter Wolf-
gang Petritsch, einst ein Helfer Bruno 
Kreiskys im Kanzleramt, als Diskussi-
onsleiter die politische Schlüsselfrage 
immerhin so definiert: „Wer entschei-
det, an welcher Dimension des Wohl-
befindens wir uns künftig orientieren 
werden?“ 

Die Messung des Fortschritts ist 
eine der zentralen Machtfragen unse-
rer Zeit. Sie wird mit darüber entschei-
den, wem in Europa die Zukunft ge-
hört.� F

t e x  r ub  i n o w i t z

Werner A. Perger ist 
Autor der deut-

schen Wochenzei-
tung Die Zeit und 

des Falter. Er lebt in 
Berlin

Im Zeichenraum  Der Cartoon zur Woche �

R a i m u n d  L ö w

K ommt Brixit statt Grexit, der bri-
tische Austritt aus der Europäi-

schen Union anstelle des griechischen 
Exits? Das Schrumpfen der EU auf 
kontinentaleuropäische Dimensionen 
kann nicht mehr völlig ausgeschlos-
sen werden. Denn die Anti-EU-Lob-
by gibt sich selbstbewusster denn je. 
Zwar plagen überdurchschnittlich 
hohe Schulden und ungewöhnlich 
schlechte Wirtschaftsdaten das Verei-
nigte Königreich. Aber das Pfund ist 
unbestritten, während der Euro kracht 
und schlingert.  

Jeden Tag hetzt die Boulevardpres-
se gegen Verschwendungssucht und 
Regulierungswut in Brüssel. Arbeits-
zeitregeln, Asylstandards oder gar eine 
Steuer auf Finanztransaktionen will 
sich London nicht aufdrängen lassen.  

Die Eurokrise treibt die EU und 
Großbritannien auf Kollisionskurs. 
Die Eurozone muss zum Kern eines 
EU-Bundesstaats werden, sonst kann 
die gemeinsame Währung nicht über-
leben. David Cameron selbst drängt  
die Partner zu engerem wirtschaftli-
chem Zusammenschluss. Schließlich 
kann der Finanzplatz London Chaos 
bei den Nachbarn nicht gebrauchen. 
Aber mitmachen bei der Bankenuni-
on wollen jenseits des Kanals selbst 
proeuropäische Politiker nicht. 

Ein harter Kern der 17 Euroländer 
würde unweigerlich zur dominieren-
den Kraft im Europa der 27, diagnos-
tiziert Le Monde-Korrespondent Alain 
Frachon. Großbritannien wäre an den 
Rand gedrängt und hätte nur mehr be-
schränkte Möglichkeiten, den heißge-
liebten Binnenmarkt zu verteidigen.

Die Briten sind die effizientesten 
europäischen Beamten, britische Di-
plomaten gehören zu den besten der 
Welt. Aber leider gehören sie nicht 
wirklich zu uns, ergänzt betrübt eine 
erfahrene EU-Diplomatin. 

Die britische Taktik war bei ver-
gangenen europäischen Vertragsverän-
derungen einzigartig: ob im Sozialbe-
reich oder in der Justiz, die Verhand-
ler aus London drückten das Aus-
maß an Integration nach unten, um 
am Ende doch nicht mitzumachen. 
Dementsprechend stieg die Frustrati-
on der Partner. Außenminister Wil-
liam Hague, ein gewiefter EU-Skepti-
ker, hat bis 2014 eine umfassende Stu-
die über die Europäische Union, ihre 
Auswirkungen und Kompetenzen, in 
Auftrag gegeben. Alle Interessengrup-
pen und Parteien, NGOs und Think-
Tanks, sogar die europäischen Institu-
tionen selbst sind eingeladen, sich an 
der Untersuchung zu beteiligen. Die 
Regierung will die außer Kontrolle ge-
ratene Debatte über den angeblichen 
EU-Superstaat auf den Boden der Re-
alität zurückführen. 

Macht die Eurozone  tatsächlich ei-
nen großen Sprung nach vorne, dann 
muss Großbritannien seine Zustim-

mung geben, selbst wenn die Briten 
draußen bleiben. Denn nur bei grü-
nem Licht aller 27 können die 17 Eu-
roländer die Europäische Kommissi-
on oder den Europäischen Gerichts-
hof benützen. David Cameron hätte 
ein Druckmittel, um neue Opt-outs 
herauszuschlagen. Die Rückführung 
einer ganzen Palette von Kompeten-
zen aus Brüssel zurück nach London 
ist sein erklärtes Ziel, nicht jedoch der 
glatte Austritt.

Eine EU-Reform hätte aus briti-
scher Sicht eine doppelte Aufgabe: die 
Union so umzubauen, dass London 
aus ungeliebten Verpflichtungen ent-
lassen wird, und gleichzeitig dem ent-
stehenden Eurobundesstaat ein Ab-
gleiten in den Protektionismus un-
möglich zu machen. Eine neue Kons-
tellation könnten die Tories nach den 
Unterhauswahlen 2015 dem Volk zur 
Abstimmung vorlegen, ohne dass ein 

grundsätzliches Nein zu Europa das  
sichere Resultat wäre.

Aber innerhalb der konservativen 
Partei wächst die Zahl der offenen 
EU-Gegner. Gleichzeitig hat man in 
Brüssel keine Nerven für weitere bri-
tische Sonderwünsche. Großbritan-
nien war noch nie so nahe dran, die 
EU zu verlassen, warnt der Economist. 
Noch hat die Absetzbewegung nicht 
auf andere integrationsskeptische 
Staaten übergegriffen. Aber absentie-
ren sich die Briten, wären auch Tsche-
chen, Schweden und Dänen im Out. 
Die Nicht-Euroländer bei der Stan-
ge zu halten könnte sich als genau-
so schwierig erweisen wie der Umbau 
des Euroraums zur politischen Union. 
Das Europa der zwei Geschwindigkei-
ten ist unvermeidlich, aber noch feh-
len Mechanik und Design. 

Dem simplen Reflex, den in ihre 
Finanzwelt verliebten Insulanern die 
Türe zu weisen, sollte man widerste-
hen. Ihr versunkenes Weltreich hat 
den Briten einen globalen Blick ver-
erbt, den kein anderes EU-Land teilt. 
Ohne sie ist an Europa als Global 
Player nicht zu denken. Ganz abgese-
hen davon, dass wir alle ärmer wür-
den, wenn die Heimat der Weltspra-
che Englisch, des ältesten Parlaments 
der Erde und der Rolling Stones wie-
der echtes Ausland würde.� F

Kolumne  Außenpolitik�

Bloody awful! Die Briten 
könnten bald die EU verlassen

Raimund Löw 
kommentiert

 an dieser Stelle 
aus Brüssel das 
Weltgeschehen 

Dem Reflex, den Insulanern 
die Türe zu weisen, soll-
te man widerstehen. Ohne 
sie ist an Europa als Global 
Player nicht zu denken
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